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Berlin, Charlotte Bartels

im April 2013 Freie Universität Berlin



Kurzfassung

Die vorliegende Arbeit untersucht die Versicherungsfunktion des deutschen Wohlfahrtsstaats und dessen

Veränderung. Der erste Teil der Arbeit definiert eine einheitliche Terminologie für Einkommensrisiko und

Versicherung, arbeitet Determinanten des Einkommensrisikos, wie Globalisierung, technischer Fortschritt,

Alter und Haushaltszusammensetzung, heraus, motiviert Versicherungsnachfrage der risikoaversen Indivi-

duen und Versicherungsangebot durch Familie und Wohlfahrtsstaat vor dem Hintergrund der Theorie des

Second-Best und fasst die zentralen Ergebnisse der Literatur zusammen. Der zweite Teil beschreibt Entste-

hung und Wandel der wohlfahrtsstaatlichen Institutionen Deutschlands vor dem Hintergrund des strukturel-

len Wandels über drei Jahrzehnte von 1982 bis 2012. Der dritte Teil besteht schließlich aus drei empirischen

Untersuchungen, in denen Einkommensrisiken, Versicherung und Umverteilung sowie Arbeitsanreize in

Deutschland langfristig, kurzfristig und im Wandel über die Zeit anhand des Sozio-ökonomischen Panels

(SOEP) analysiert werden. Insgesamt zeigen die Untersuchungen, dass der deutsche Wohlfahrtsstaat der

statussichernden Versicherung einen deutlichen Vorrang gegenüber der Umverteilung einräumt. Über den

Lebenszyklus seiner Bürger wandelt er sich vom Armutshelfer in frühen Jahren zum Versicherer in spä-

ten Jahren. Trotz des Rückbaus diverser staatlicher Leistungen vor dem Ziel der Arbeitsanreizverbesserung

garantiert der deutsche Wohlfahrtsstaat seinen Bürgern von 1983 bis 2011 ein nahezu stabiles Einkommen-

sprofil. Allerdings hat die steigende Zahl der Alleinlebenden trotz wohlfahrtsstaatlicher Versicherung über

diesen Zeitraum wachsende Einkommensrisiken verzeichnen müssen. Für die Alleinlebenden erhöhten sich

auch die Arbeitsanreize am stärksten wie auch für die Gruppe der Niedrigverdiener, die aus der Statussiche-

rung herausfallen.

In this current work the insurance function of the German welfare state and its change over time is in-

vestigated. In the first part, a common terminology for income risk and insurance is defined, determinants

of income risk such as globalization, technological change, age and household composition are develo-

ped, risk-averse individuals’ demand for insurance as well as families’ and welfare states’ insurance supply

against the background of second-best theory is explained summarizing the literature’s central results. The

second part describes the evolution and alteration of the German welfare state and its institutions in the view

of structural change from 1982 to 2012. The third part empirically examines income risk, insurance and

redistribution as well as work incentives in Germany in the long-run, in the short-run and over time using

the Socio-Economic Panel (SOEP). The three analyses show that the German welfare state clearly prioriti-

zes insurance over redistribution. The welfare state evolves over the life-cycle from being a poverty reliever

in earlier years to an insurer in later years. Even though benefits were cut under the premise of increasing

work incentives the German welfare state is able to provide its citizens remarkably stable income profiles

from 1983 to 2011. But the rising number of singles experienced increasing income risk despite the welfare

state’s insurance. Work incentives were improved most for singles and low-wage earners who often lack

claims for social insurance benefits.
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1. Einleitung

Der deutsche Wohlfahrtsstaat heute ist das Ergebnis von über zweihundert Jahren Gesetzgebung und ideo-

logischen Debatten. Stand in den Anfangszeiten des preußischen Allgemeinen Landrechts Ende des 18.

Jahrhunderts noch die Versorgung der Armen im Vordergrund, so begann der Staat nach der Gründung des

Kaiserreichs Ende des 19. Jahrhunderts erstmals auch als Versicherer aufzutreten. Deutschlands Sozialver-

sicherung, die 1883 unter Kanzler Bismarck begründet wurde, gilt heute international als Vorreiter. Seitdem

haben sich besonders in Westeuropa und Nordamerika komplexe Steuer-Transfer-Systeme und diverse Re-

gulierungsformen des Arbeitsmarktes herausgebildet. Der Staat trat nun nicht mehr nur als „Robin Hood“

auf, sondern diente fortan auch als „piggy-bank“ (Barr, 2001).1 Der Wohlfahrtsstaat bietet den Bürgern ei-

ne Versicherung gegen Einkommensrisiken wie Arbeitslosigkeit, Krankheit oder Alter (piggy-bank). Über

Steuern und Abgaben geben reiche Bürger einen Teil ihres Einkommens durch Umverteilung an ärmere

Bürger ab (Robin Hood). Aufgrund der hohen Ausgaben für Soziales, Gesundheit und Bildung mit dem

Ziel, die Wohlfahrt der Bürger zu steigern, werden diese Staaten als Wohlfahrtsstaaten bezeichnet.

Der Wohlfahrtsstaat als solches kann keineswegs als stabile Institution betrachtet werden, vielmehr wan-

delt er sich ständig. Das „Goldene Zeitalter“ nach dem Zweiten Weltkrieg bescherte den westeuropäischen

Ländern nicht nur hohes Wirtschaftswachstum, sondern einen massiven Ausbau der bestehenden Leistun-

gen und zahlreiche neue Sozialleistungen. Bisher nicht erfasste gesellschaftliche Gruppen aus Arbeiterklas-

se, Mittelschicht und Selbstständigen wurden in das Leistungssystem des Wohlfahrtsstaats integriert. Die

Ölpreisschocks der 1970er und 1980er Jahre bereiteten der Zeit des hohen Wirtschaftswachstums ein jä-

hes Ende. Die Arbeitslosigkeit stieg, Sozialversicherung und Staatshaushalt waren zunehmend finanziell

überlastet. Schon seit Anfang der 1980er wurde die Kritik am überforderten deutschen Wohlfahrtsstaat lau-

ter. Die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit, die Erfolglosigkeit wirtschaftspolitischer Konzepte und wachsende

Finanzierungsprobleme der Sozialversicherungshaushalte rückten die alte Kontroverse Markt versus Staat

wieder in das Zentrum der politischen und sozialwissenschaftlichen Debatten. „Was wir brauchen, ist eine

geistig-moralische Wende!“, forderte CDU-Kanzlerkandidat Helmut Kohl vor seiner Wahl 1982. In ganz

Europa wuchs die Zahl der Stimmen, die dem Wohlfahrtsstaat eine düstere Zukunft vorhersagten.2 In der

Versicherung und Umverteilung durch den Wohlfahrtsstaat sahen Ökonomen wie Roland Vaubel nun ein

Hindernis für ökonomische Effizienz.3 Der Zusammenbruch der DDR und die anschließende Wiederverei-

nigung, die auch das Ende des Systemwettberbs zwischen den beiden deutschen Nationen markierte, brachte

1Barr (2001) bezeichnet die Versicherungsfunktion des Wohlfahrtsstaats als Sparschwein (piggy bank), da durch die wohlfahrts-
staatliche Versicherung größtenteils Gelder innerhalb des Lebens der Bürger intertemporal umverteilt werden.

2Den kritischen Tenor gegen den Wohlfahrtsstaat mag eine Auswahl von Buchtiteln verdeutlichen: OECD (1981): „The Welfare
State in Crisis; Offe (1981): „Contradictions of the Welfare State“; Flora (1986-87): „Growth to Limits: The Western European
Welfare States Since World War II“; Douglas (1989): „The Myth of the Welfare State“; Pierson (1994): „Dismantling the Welfare
State“; Svakkfors/Taylor-Gooby (1999): „The End of the Welfare State?; Huber/Stephens (2001): „Development and Crisis of
the Welfare State; Esping-Andersen (2002): „Why We Need a New Welfare State“; Castles (2004): „The Future of the Welfare
State: Crisis Myths and Crisis Realities“; Kettunen/Petersen (2011): „Beyond Welfare State Models“; Palmer (2012): „After the
Welfare State“.

3Vaubel forderte 1990, dass die deutsche Sozialversicherung und andere sozialpolitische Regulierungen und Transfers „freiheit-
licher, effizienter und innovativer“ werden müssten. Das staatliche Monopol bei der Sozialversicherung prangerte er an als „Ge-
burtsfehler der deutschen Sozialversicherung“ (Vaubel, 1990:10f.).

C. Bartels, Versicherung und Anreize im deutschen Wohlfahrtsstaat,
DOI 10.1007/978-3-658-05715-2_1, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2014
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den Kritikern weiteren Zulauf. Der Wohlfahrtsstaat müsse radikal umgebaut werden, der Arbeitsmarkt dere-

guliert, Sozialleistungen gekürzt, Bedürftigkeitsprüfungen verschärft, die Steuer- und Abgabenlast reduziert

und somit letztendlich die Arbeitsanreize verbessert werden. „Beginnend in den neunziger Jahren, hat eine

wuchtige Kampagne erst die Sprache, dann das Denken erobert. Es begann damit, dass aus dem sozialen

Netz die soziale Hängematte wurde und statt von der Massenarbeitslosigkeit vom kollektiven Freizeitpark

die Rede war; mittlerweile wird die Kürzung von Arbeitgeberbeiträgen zur Rentenversicherung als Beitrag

zur Generationengerechtigkeit verkauft und eine allgemeine Lohnsenkung als Rezept zur Gesundung des

Landes ausgegeben“, formuliert Heribert Prantl, Jurist und Journalist der Süddeutschen Zeitung (2005:91).

Schon unter der Regierung Kohl wurden daher erste Sozialleistungen gekürzt und die Deregulierung des

Arbeitsmarktes eingeleitet: 1984 wurden Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe gesenkt und 1985 befriste-

te Beschäftigung und Leiharbeit erleichtert sowie eine Bedarfsprüfung bei der Hinterbliebenenrente einge-

führt. Die deutscheWiedervereinigung 1990 infolge des Zusammenbruchs der DDR brachte zwar eine kurze

Wiederbelebung der Instrumente aktiver Arbeitsmarktpolitik aus den 1960er und 1970ern. Doch stießen die

Beschäftigungsmaßnahmen aufgrund der hochgeschnellten Arbeitslosigkeit schon 1992 an die Grenzen der

Finanzierbarkeit. Die Regierung Kohl vollzog dann ab 1994 eine arbeitsmarktpolitische Trendwende: Für

Arbeitlose wurden Trainingsmaßnahmen zum Test ihrer Arbeitsbereitschaft eingeführt, Arbeitslose zur ak-

tiven Beschäftigungssuche verpflichtet sowie Sanktionen in Form von Leistungskürzungen und Kriterien

zumutbarer Beschäftigung verschärft. Der Staat sollte von nun an minimalistisch eingreifen und die Markt-

kräfte gestärkt werden (Fleckenstein, 2011:73).

Parallel dazu nahm die Vernetzung der deutschen Volkswirtschaft mit internationalen Märkten Mitte der

1990er massiv zu. Der Außenhandelsanteil am Bruttoinlandsprodukt (BIP) wuchs in nur zehn Jahren von

weniger als 40% auf über 70%. Die ausländischen Direktinvestitionen in Deutschland stiegen im selben

Zeitraum von knapp 10% auf fast 60% des BIP. Globalisierung und Europäisierung rückten positive wie

negative Entwicklungen anderer Länder näher, deren Konsequenzen die Regierungen nur noch teilweise

kontrollieren und abfedern konnten. Türöffner für die wachsende internationale Verflechtung waren techni-

scher Fortschritt und letztendlich die Regierungen selber. Die Gewerkschaften verpassten, im wachsenden

privaten Dienstleistungssektor und in den neuen Bundesländern Fuß zu fassen und litten unter Macht- und

Mitgliederschwund angesichts des Drohpotentials der Arbeitgeber, Produktionsprozesse ins Ausland zu ver-

lagern. Die Flächentarifbindung der Beschäftigten sank zwischen 1996 und 2011 von 70% auf knapp über

50% in den alten Bundesländern und von rund 55% auf unter 40% in den neuen Bundesländern.

Zahlreiche Deregulierungsmaßnahmen machten dem Wachstum von atypischen Beschäftigungsformen

mit höheren Einkommensrisiken außerhalb des Normalarbeitsverhältnisses die Bahn frei. Bildungsexpan-

sion und Erleichterung der Teilzeitbeschäftigung führten immer mehr Frauen in die Erwerbstätigkeit. Das

stellte viele familiäre Muster, die zuvor als normal galten, wie die des männlichen Ernährers und der unbe-

zahlten Haus- und Pflegearbeit der Frauen, in Frage. Infolge der sinkenden Geburtenrate sank die Größe von

Familien und auch die durchschnittliche Größe von Haushalten. Der demografische Wandel und die Zunah-

me atypischer Erwerbsformen stellte die Absicherung gegen Arbeitslosigkeit und Alter vor neue Herausfor-

derungen. Renten und andere Leistungen wurden gekürzt und die Anspruchsvoraussetzungen verschärft.

Der Abbau von Sozialleistungen und die Reduktion von Steuern gipfelte schließlich in den Hartz-

Reformen der rot-grünen Regierung von Kanzler Schröder und die Stimmung wendete sich. Angesichts

der massiven Eingriffe wuchs die Furcht vor zu viel Sozialabbau und zu viel Flexibilität. In den politischen
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Talkshows sorgte man sich Anfang der 2000er um den Verbleib des Sozialstaats.4 „Die Absicherung der

großen Lebensrisiken wird künftig ernsthaft gefährdet sein, wenn nicht sehr rasch entschieden gegengesteu-

ert wird. Ohne eine grundlegende Kurskorrektur in den sozialen Sicherungssystemen wird Deutschland dem

Sozialstaatsgebot zunehmend weniger gerecht werden können“, stellte der Bericht der Kommission Soziale

Sicherheit unter dem Vorsitz des ehemaligen Bundespräsidenten Roman Herzog 2003 fest (Herzog, 2003:4).

Die Literatur der Ökonomen, Juristen, Soziologen, Historiker und Politologen hat zwar zahlreiche Über-

blicke und Interpretationen zum Wandel des deutschen Wohlfahrtsstaats produziert. Doch meist konzentrie-

ren sich diese Werke auf eine bestimmte Reform, einen spezifischen Zweig des Wohlfahrtsstaats oder eine

bestimmte Regierungsepisode. So erhielten die Hartz-Reformen, soziale Transfers und die Regierung Schrö-

der viel größere Aufmerksamkeit als die Reformen der Einkommensteuer und die Deregulierungsmaßnah-

men der Regierung Kohl. Diese Arbeit gibt daher nach Wissen der Autorin einen erstmaligen, ausführlichen

Überblick zu Reformen und Gesetzesänderungen mit Auswirkung auf die wohlfahrtsstaatliche Versicherung

beginnend im Jahr 1982 mit Regierung Kohl bis zum Jahr 2012 unter Regierung Merkel.

Aus den oben geschilderten Entwicklungen ergeben sich nun folgende Fragen: Inwiefern räumt der deut-

scheWohlfahrtsstaat der Versicherung Vorrang gegenüber der Umverteilung ein? Hat sich der Staat während

der vergangenen drei Jahrzehnte von seiner Aufgabe als Versicherer zurückgezogen, sodass die Menschen in

Deutschland heute ein höheres Einkommensrisiko tragen müssen? Wenn ja, welche Gruppen sind besonders

betroffen? Hat der Staat möglicherweise selbst dazu beigetragen, Einkommensrisiken zu erhöhen, indem er

dem Druck zur Deregulierung und Verbesserung der Arbeitsanreize nachgegeben hat? Und haben sich die

im Steuer-Transfer-System inhärenten Arbeitsanreize tatsächlich verbessert, wenn schon Versicherung und

Umverteilung dafür geopfert wurden? Diesen Fragen widmet sich der empirische Teil der Arbeit.

Um das Ausmaß der Versicherung durch den Staat quantifizieren zu können, muss zunächst ein Weg ge-

funden werden, empirisch Versicherung von Umverteilung zu unterscheiden. Denn es lässt sich nicht nur

theoretisch zeigen, dass der Staat seine Versicherungsfunktion nur in Verbindung mit Umverteilung wahr-

nehmen kann. Tatsächlich verteilen Steuern und Transfers im deutschen Wohlfahrtsstaat sowohl von einem

Individuum zu einem anderen um (Umverteilung) als auch über den Lebenszyklus eines Individuums (Ver-

sicherung). Transfers wie Sozialhilfe und Wohngeld kommt dabei eindeutig eine Umverteilungsfunktion zu,

während Transfers wie Arbeitslosengeld, Krankengeld und Renten der Versicherung gegen Einkommensri-

siken durch Arbeitslosigkeit, Krankheit und Alter dienen.

Um empirisch die Versicherungsfunktion von der Umverteilungsfunktion trennen zu können, muss der

Beobachtungszeitraum, der üblicherweise ein Jahr beträgt, weiter gefasst werden, sodass die Einkommens-

zuflüsse einer Person über einen längeren Zeitraum erfasst werden. Über das Ausmaß staatlicher Umvertei-

lung gibt es zahlreiche Studien, die Umverteilung üblicherweise als die Differenz der Ungleichheit von Jah-

reseinkommen vor und nach Staatseingriff messen.5 Ein Großteil der Umverteilung innerhalb eines Jahres

ist aber vermutlich auf die Versicherungsfunktion zurückzuführen, die bei der Verwendung von Jahresein-

kommen außer Acht gelassen wird (Sandmo, 1999). In der langen Frist können Sozialversicherungsbeiträge

4Die Frankfurter Allgemeine Zeitung veröffentlichte am 19. Mai 2009 einige Titel der deutschen politischen Talkshows aus den
Jahren 2000 bis 2004: „Zu faul, zu krank, zu alt: Sozialstaat vor der Wende?“ (Berlin Mitte, 12. April 2001), „Wem kann man
noch vertrauen - wie schamlos sind Entscheidungsträger?“ (Presseclub, 12. Juli 2002), „Blut, Schweiß und Tränen - Was bleibt
vom Sozialstaat?“ (Sabine Christiansen, 9. März 2003), „Sozialstaat ade - wo bleibt die Gerechtigkeit“(Berlin Mitte, 1. Mai
2003), „Alles privat - wo bleibt der Sozialstaat?“ (2. Oktober 2003, Berlin Mitte), „Reformchaos: Bleibt der Sozialstaat auf der
Strecke?“ (Phoenixrunde, 6. Oktober 2003), „Der geschröpfte Bürger - Was bleibt vom Sozialstaat?“ (Sabine Christiansen, 26.
Oktober 2003), „Arbeitslos, nutzlos, hoffnungslos?“ (Hart aber fair, 4. Februar 2004)

5Siehe beispielsweise Bach et al. (2009).



4 1. Einleitung

auch als Versicherungsprämien interpretiert werden. Und Sozialversicherungsrenten können statt als Trans-

fers zwischen den Generationen auch als Annuitäten gesehen werden, die den gezahlten Beiträgen innerhalb

des Erwerbslebens entsprechen (Börsch-Supan/Reil-Held, 2001).

Für die Trennung der beiden Funktionen lassen sich aus der Literatur im Wesentlichen zwei Ansätze ab-

leiten. Dabei wird auf die Literatur zu Ungleichheit und Einkommensvolatilität zurückgegriffen. Der erste

Ansatz verwendet ein Ungleichheitsmaß, das nach Gruppen zerlegbar ist, und wurde von Björklund und

Palme (2002) etabliert. Das Ungleichheitsmaß bemisst die Ungleichheit der langfristigen Einkommen der

Individuen. Bei der Zerlegung des Ungleichheitsmaßes nach Gruppen wird jedes Individuum mit seinen

diversen Jahreseinkommen als eine Gruppe interpretiert. Die Ungleichheit zwischen den Gruppen gibt Auf-

schluss über die Ungleichheit zwischen Personen und die Ungleichheit innerhalb der Gruppe über das Aus-

maß der individuellen Ungleichheit, d.h. seiner Einkommensschankungen über die Zeit. Die gemessenenen

Einkommensschwankungen dienen dabei als Instrument für das empirisch nicht messbare Einkommensrisi-

ko. Die Differenz der jeweiligen Komponenten vor und nach Staatseingriff dient als Maß für Umverteilung

bzw. Versicherung. Dabei werden allerdings die Realtransfers der wohlfahrtsstaatlichen Versicherung, bei-

spielsweise in den Bereichen Gesundheit und Bildung, nicht berücksichtigt. Björklund und Palme (2002)

liefern mit diesem Ansatz empirische Evidenz für Schweden. Für Deutschland existiert nur die in Kapitel

7 beschriebene Studie der Autorin, die 2012 bereits in Schmollers Jahrbuch erschienen ist.6 Anhand der

Zerlegung kann schließlich untersucht werden, inwiefern Versicherung im deutschen Wohlfahrtsstaat Vor-

rang gegenüber Umverteilung hat und welche Rolle Einkommensteuern, Sozialversicherungsbeiträge und

staatliche Transfers, inbesondere Sozialversicherungsrenten, für Umverteilung und Einkommensstabilisie-

rung spielen. Kinder und ältere Personen sind bei solch einer Analyse von besonderem Interesse, da sie auf

Transfers innerhalb des Haushalts oder staatliche Transfers angewiesen sind, weil sie noch nicht oder nicht

mehr erwerbstätig sind. Eine altersgruppenspezifische Analyse, wie in Kapitel 7 beschrieben, kann daher

die Frage beantworten, ob die Versicherungsfunktion mit dem Alter für die Bürger an Bedeutung gewinnt.

Der zweite Ansatz wird häufiger verwendet: Die Studie von Gottschalk und Moffitt (1994) hat eine ganze

Reihe von Studien zu Einkommensrisiko und Einkommensungleichheit angestoßen. Insbesondere für die

USA, Großbritannien und Kanada deuten die Ergebnisse auf ein steigendes Einkommensrisiko.7 Nach dem

Ansatz von Gottschalk und Moffitt (1994) wird Einkommensungleichheit in eine permanente Komponente,

die die langfristig persistente Ungleichheit wiederspiegelt, und in eine transitorische Komponente, die die

kurzfristigen individuellen Einkommensschwankungen abbildet, zerlegt. Das permanente Einkommen ist

dabei der individuelle Einkommensdurchschnitt über mehrere Jahre und die transitorische Komponente er-

gibt sich aus der Abweichung des jährlichen bzw. monatlichen Einkommens vom permanenten Einkommen.

Die zahlreichen Studien, die diese Methodik seither verwendet haben, konzentrieren sich jedoch jeweils auf

ein Einkommenskonzept. Entweder sie analysieren die Schwankungen des Arbeitseinkommens oder die

Schwankungen des Nettohaushaltseinkommens.8 Die in Kapitel 8 dargestellte Studie, die bereits Review

of Income and Wealth publiziert wurde,9 nutzt daher erstmals die Differenz der jeweiligen Komponenten

vor und nach Staatseingriff und kann so das Ausmaß von Umverteilung und Versicherung in Deutschland

6Bartels, C. (2012): Redistribution and Insurance in the German Welfare State, Schmollers Jahrbuch - Journal of Applied Social
Science Studies 132, 265-295.

7Siehe Dynan et al. (2007) für einen Literaturüberblick.
8Für die Analyse der Einkommensschwankungen in Deutschland verwenden beispielsweise Myck et al. (2011) Bruttoarbeitsein-
kommen und Biewen (2005) Nettohaushaltshalteinkommen.

9Bartels, C. und T. Bönke (2013): Can households and welfare states mitigate rising earnings instability?, Review of Income and
Wealth 59(2), 250-282.
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quantifizieren. Berechnungen für spezifische Untergruppen liefern Hinweise, ob Einkommensschwankun-

gen stärker jüngere Altersgruppen, Singles oder niedrigere Einkommensquartile betreffen und inwiefern die

wohlfahrtsstaatliche Versicherung über unterschiedliche Gruppen variiert.10

Ein Steuer-Transfer-System bringt aber durch Versicherung und Umverteilung nicht eindeutig nur Ver-

besserungen für das Allgemeinwohl. Beginnend in den 1990er Jahren betonten Ökonomen immer stärker

die Fehlanreize, die sich aus einem Steuer-Transfer-System ergeben können: Die Transfers an die Armen

können Geringverdiener dazu verleiten, Arbeitsunfähigkeit vorzutäuschen und gar nicht zu arbeiten. Pro-

gressive Steuern könnten Mittel- und Hochverdiener dazu bringen, weniger zu arbeiten. Die empirische

Evidenz bisher hat gezeigt, dass die im Steuer-Transfer-System inhärenten Arbeitsanreize die Individuen

stärker bei ihrer Entscheidung beeinflussen, ob sie überhaupt eine Arbeit aufnehmen, als bei der Entschei-

dung, ob sie mehr oder weniger arbeiten.11 Die Entscheidung zwischen Arbeitsaufnahme und Arbeitslosig-

keit angesichts eines Steuer-Transfer-Systems wurde erstmals von Saez (2002) in die Optimalsteuertheorie

integriert. Darauffolgend schätzten einige Studien die systeminhärenten Arbeitsanreize zur Arbeitsaufnah-

me durch den sogenannten Arbeitsaufnahmesteuersatz (Participation Tax Rate (PTR)), wie beispielsweise

Adam et al. (2006) und Brewer et al. (2008) für Großbritannien oder Immervoll et al. (2007), Immervoll et al.

(2009) und O’Donoghue (2011) für diverse EU-Länder. All diese Studien fokussieren jedoch auf ein einzi-

ges Jahr als Entscheidungszeitraum. Die meisten Individuen werden bei ihrer Arbeitsangebotsentscheidung

die Konsequenzen über einen längeren Zeitraum betrachten, sodass folgende Faktoren bei der Entscheidung

eine Rolle spielen mögen: Durch Weiterbildung und Erfahrung steigert ein arbeitendes Individuum sein

Einkommen über die Zeit, während ein nicht-arbeitendes Individuum Transfers der Arbeitslosenversiche-

rung oder der Grundsicherung erhält, die von institutionellen Regelungen festgelegt sind. Die Leistungen

der Arbeitslosenversicherung sinken in Deutschland mit der Dauer der Arbeitslosigkeit, während die Leis-

tungen der Grundsicherung tendenziell stabil bleiben. Der Einkommensunterschied zwischen arbeitenden

und nicht-arbeitenden Individuen steigt also mit Ausdehnung des Bemessungszeitraums. Die finanziellen

Konsequenzen einer Entscheidung für die Arbeitslosigkeit werden folglich besser erfasst, wenn der Zeit-

raum auf mehr als ein Jahr ausgedehnt wird. Daher kontrastiert die in Kapitel 9 dargestellte Studie erstmals

die systeminhärenten Arbeitsanreize anhand von Arbeitsaufnahmesteuersätzen über ein Jahr und über drei

Jahre. Dieser Vergleich gewinnt durch die einschneidenden Arbeitsmarktreformen der Regierung Schröder

2003-2005 noch an Bedeutung, da diese Reformen gerade auf die langfristigen Arbeitsanreize abzielten und

durch die Abschaffung der Arbeitslosenhilfe Langzeitarbeitsarbeitslosigkeit finanziell deutlich unattraktiver

machten. Dieser Effekt bliebe bei einer Betrachtung über ein Jahr unbeachtet. Arbeitsaufnahmesteuersätze

werden daher für Ein-Jahres- und Drei-Jahres-Perioden innerhalb der Zeiträume 1995-1997 und 2005-2007

berechnet.

Die vorliegende Arbeit gliedert sich in drei Teile. Der erste Teil definiert eine einheitliche Terminologie

und den theoretischen Hintergrund. Der zweite Teil beschreibt Entstehung und Wandel der wohlfahrtsstaat-

lichen Institutionen Deutschlands vor dem Hintergrund des strukturellen Wandels. Der dritte Teil besteht

schließlich aus drei empirischen Studien, in denen Einkommensrisisken, Versicherung und Umverteilung

sowie Arbeitsanreize langfristig, kurzfristig und im Wandel über die Zeit analysiert werden.

Kapitel 2 definiert zunächst die zentralen Begriffe der Arbeit: Einkommensrisiko und Versicherung. Zu-

dem werden mögliche Determinanten des Einkommensrisikos diskutiert und die Nachfrage nach Versiche-

10Ähnliche Ansätze verfolgen Gottschalk und Moffitt (2009) und Jenkins (2011) für die USA und Großbritannien.
11Siehe Meghir und Phillips (2010) für einen Überblick über empirische Studien zu Arbeitsangebotselastizitäten.
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rung theoretisch begründet. Im dritten Kapitel werden dann Vor- und Nachteile der drei Optionen individu-

eller Versicherung über den Markt, durch Familie und Staat abgewogen und in die ökonomische Theorie des

Second-Best eingeordnet.

Kapitel 4 skizziert die Entstehung des deutschen Wohlfahrtsstaats beginnend mit der Gründung der Sozi-

alversicherung im deutschen Kaiserreich bis zu den Ölkrisen der 1970er und 1980er. Die Ölkrisen markieren

das Ende des Goldenen Zeitalters und werden oft als der Auslöser der Krise des Wohlfahrtsstaats gewertet.

Kapitel 5 beschreibt die Facetten des Strukturwandels zwischen 1982 und 2012, wie Globalisierung, Euro-

päisierung, sinkende Haushaltsgrößen, um in Kapitel 6 zu beschreiben, welche Reformen die Regierungen

im selben Zeitraum zur Neuadjustierung des Wohlfahrtsstaats anstrengten.

Die drei empirischen Studien im dritten Teil der Arbeit basieren auf dem Sozio-ökonomischen Panel

(SOEP), das zuerst 1984 erhoben wurde und Jahreseinkommen rückwirkend ab dem Jahr 1983 erfasst. Der

Beginn der Datenbasis fällt somit ungefähr mit dem Beginn der Krise des Wohlfahrtsstaats zusammen. In

Kapitel 7 wird analysiert, inwiefern der Wohlfahrtsstaat Versicherung gegenüber Umverteilung über eine

Lebensphase von 20 Jahren priorisiert und wie sich diese Priorität über den Lebenszyklus von der Kindheit

bis zum Rentenalter ändert. Kapitel 8 reduziert den Zeitraum auf fünf Jahre und bestimmt, wie sich Um-

verteilung und Versicherung und ihr Verhältnis zueinander in den vergangenen drei Jahrzehnten, auch für

bestimmte Untergruppen wie Singles und Niedrigverdiener, verändert haben. Jedoch sei darauf hingewie-

sen, dass in der empirischen Analyse lediglich die versichernde und umverteilende Wirkung von monetären

Transfers betrachtet wird und von den Realtransfers in Bereichen der Bildung und Gesundheit abgesehen

wird. Kapitel 9 analysiert schließlich, inwiefern die zentrale Arbeitsmarktreform 2003-2005, die wesentli-

che Elemente der traditionellen statussichernden deutschen Sozialversicherung opferte, tatsächlich die durch

Steuern und Transfers induzierten Arbeitsanreize verbesserte.

Insgesamt zeigt die Arbeit, dass der deutsche Wohlfahrtsstaat der Versicherung einen deutlichen Vorrang

gegenüber der Umverteilung einräumt. Über den Lebenszyklus seiner Bürger wandelt er sich vom Armuts-

helfer (Robin Hood) in frühen Jahren zum Versicherer (piggy-bank) in späten Jahren. Trotz des Rückbaus

diverser staatlicher Leistungen über drei Jahrzehnte garantiert der deutsche Wohlfahrtsstaat seinen Bürgern

von 1983 bis 2011 ein nahezu stabiles Einkommensprofil. Allerdings hat die steigende Zahl der Alleinle-

benden trotz wohlfahrtsstaatlicher Versicherung über diesen Zeitraum wachsende Einkommensrisiken ver-

zeichnen müssen. Für diese Gruppe erhöhten sich auch die Arbeitsanreize am stärksten. Die umverteilenden

Maßnahmen des deutschen Wohlfahrtsstaats reichen nicht aus, die wachsenden permanenten Einkommens-

unterschiede auszugleichen.



2. Begriffe

2.1. Definition von Einkommen

Unter Einkommen wird im allgemeinen Sprachgebrauch der Geldstrom verstanden, der einer Person oder

einem Haushalt ohne Rückzahlungsverpflichtung in einer Periode zufließt. Die Stromgröße Einkommen ist

von der Bestandsgröße Vermögen abzugrenzen. Das Einkommen gibt Aufschluss darüber, welchen Lebens-

standard sich eine Person in einer Periode leisten kann und ist daher zentral für die Wohlstandsmessung.

Von den Theorien, wie Einkommen idealerweise zu messen wäre, soll hier Bezug auf die Quellentheorie

und die Reinvermögenszugangstheorie genommen werden.1 Nach der Quellentheorie sollten nur Einnah-

men aus bestimmten stetig fließenden Quellen wie Arbeit, Kapital oder Grundvermögen zum Einkommen

gezählt werden und nicht Einnahmen vorübergehender Natur (Fuisting, 1907:493ff.). Nach der Reinvermö-

genszugangstheorie sollte das Einkommen die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit einer Person abbilden und

daher nur reine Vermögenszuwächse zum Einkommen gezählt werden, gleichgültig, aus welcher Quelle sie

stammen und ob sie regelmäßig fließen. Nachdem das preußische Einkommensteuergesetz von 1891 noch

weitgehend der Quellentheorie folgte, knüpfte das Einkommensteuergesetz der Weimarer Republik von

1920 an die Reinvermögenszugangstheorie an, zählte nun auch einmalige Einnahmen zum steuerpflichti-

gen Einkommen, aber nahm auch sogleich 13 Einkommensarten von der Besteuerung aus. Steuertheoretiker

und Gesetzgeber argumentierten, dass der Ausschluss unregelmäßiger Geldströme in der Quellentheorie die

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit falsch einschätzte (Giloy, 1978:32ff.).

Vor allem die Erhebung der Einkommensteuer und die Leistungen der zum Ende des 19. Jahrhunderts

eingeführten Sozialversicherung machten eine gesetzliche Definition von Einkommen nötig, wie die theo-

retische Diskussion zu Beginn umfassender Steuergesetzgebung im deutschen Kaiserreich zeigt.2 Mit dem

Einkommensteuergesetz von 1934 löste sich der Gesetzgeber endgültig von den rechtstheoretischen Ein-

kommensbegriffen (Giloy, 1978:34). Das Einkommensteuerrecht unterscheidet zwischen den zufließenden

Einnahmen und zu versteuerndem Einkommen eines Haushalts. Im Einkommensteuergesetz (EStG) dient

das zu versteuernde Einkommen als das Maß für die Leistungsfähigkeit eines Wirtschaftssubjekts (§2 Abs.1

EStG). Zu den sieben Einkommensarten zählen heute Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebe-

trieb, selbständiger Arbeit, nichtselbständiger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung und

sonstige Einkünfte im Sinne des §22 EStG. Die von der Rentenversicherung zur Berechnung der Rentenan-

sprüche gesammelten Einkommensdaten basieren auf einer Definition aus dem Sozialgesetzbuch (SGB), die

sich wiederum am Einkommensteuerrecht orientiert. Das Gesamteinkommen ist die Summe der Einkünfte

im Sinne des Einkommensteuerrechts und umfasst insbesondere das Arbeitsentgelt und das Arbeitseinkom-

men (§16 SGB IV). Das Arbeitsentgelt bezeichnet dabei Einnahmen aus einer Beschäftigung (§14 SGB IV)

und das Arbeitseinkommen Gewinn aus selbständiger Tätigkeit (§15 SGB IV).

1Giloy (1978:31) zählt neben Quellentheorie und Reinvermögenszugangstheorie noch zwei Ansätze auf. Nach der Universali-
tätstheorie wird der gesamte Geldstrom, der einer Person in einem bestimmten Zeitraum zufließt zum Einkommen gezählt. Die
Periodizitätstheorie legt wie die Quellentheorie den Fokus auf regelmäßig wiederkehrende Güterzuwächse.

2Siehe Schanz (1896) für einen Überblick über die Diskussion.

C. Bartels, Versicherung und Anreize im deutschen Wohlfahrtsstaat,
DOI 10.1007/978-3-658-05715-2_2, © Springer Fachmedien Wiesbaden 2014


